Sehr geehrte/r Herr/Frau.. (MdB/MdL/...), 

Wir engagieren uns als „Willkommensinitiative”/flüchtlingspolitische Initiative für eine menschenwürdige Aufnahme von Asylsuchenden in …. (Stadt/Kreis). Damit leisten wir gesellschaftlich notwendige Arbeit und übernehmen – wo nötig – unentgeltlich eigentlich staatliche Aufgaben. 

Bisher wurde uns von Seiten der Politik zu verstehen gegeben, dass wir etwas Gutes tun und unserer Verantwortung als BürgerInnen und als Zivilgesellschaft gerecht werden. Aber mit dem Entwurf zum „Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz” schlägt uns die Bundesregierung gemeinsam mit den zustimmenden Landesregierungen im Bundesrat ins Gesicht. Unmissverständlich soll dieser Gesetzentwurf der Abschreckung und Ausgrenzung von Asylsuchenden dienen. Mit dieser Rückkehr zum Regime der Abschreckung werden unsere Bemühungen, eine Willkommenskultur zu gestalten, in Frage gestellt und zum Teil zunichte gemacht. 
Wir erwarten von Ihnen, dass Sie sich sich trotz der Kürze des Eilverfahrens eingehend mit dem Gesetzentwurf beschäftigen und seine ganze Tragweite für unsere Gesellschaft bedenken. Beispielhaft ein paar Punkte, die unserer Arbeit vollkommen entgegenwirken: 

· Der Gesetzentwurf wird die Krise der Unterbringung weiter verschärfen. 
Die ohnehin völlig überbelegten und menschenunwürdigen Erstaufnahmeeinrichtungen sollen in Abschiebelager verwandelt werden, in denen Flüchtlinge noch länger als bisher zusammengepfercht werden – im Regelfall sechs Monate, bei Flüchtlingen aus Westbalkanstaaten sogar zeitlich unbegrenzt, bis zum Abschluss ihres Asylverfahrens. Eine Entspannung der Unterbringungssituation würde gerade das Gegenteil erfordern, nämlich die Verkürzung der verlorenen Zeit des Wartens in den Erstaufnahmelagern.

· Asylsuchende werden wieder mit Residenzpflicht und Arbeitsverboten schikaniert 
Die „Residenzpflicht“, wird mit dem längeren und teilweise unbegrenzten Zwangsaufenthalt in den Erstaufnahmelagern ebenfalls wieder ausgedehnt. Das betrifft ebenso das Arbeitsverbot, das erst in diesem Jahr gelockert wurde.

· Die Rückkehr zum Sachleistungsprinzip ist menschenverachtend und die geplanten Absenkungen sind verfassungswidrig.
Jahrelang kämpften Flüchtlinge und ihre Unterstützer/innen in Sachsen-Anhalt gegen das „Sachleistungsprinzip“, bis es im März dieses Jahres nur noch in eingeschränkter Form für die Erstaufnahmeeinrichtungen galt. Mit dem Gesetzesentwurf soll nun sogar das Taschengeld durch Seife und Fahrscheinantragsformulare ersetzt werden. Auch in Gemeinschaftsunterkünften soll das zukünftig möglich sein. 

Im Jahr 2012 hatte das Bundesverfassungsgericht die verfassungswidrige Absenkung der Beträge des Asylbewerberleistungsgesetzes unter das Niveau eines menschenwürdigen Existenzminimums unmissverständlich aufgehoben. Die zentrale Norm des Grundgesetzes – „Die Menschenwürde ist unantastbar“ – gelte für alle Menschen in Deutschland, nicht nur für jene mit einem sicheren Aufenthaltsstatus, und dürfe migrationspolitisch nicht relativiert werden. Doch genau das tut der Gesetzesentwurf: Um eine Gruppe der Flüchtlinge, diejenigen mit „schlechter Bleibeperspektive“, abzuschrecken, sollen die Sachleistungen auf das bloße physische Existenzminimum – Kantinenessen, Seife und Schluss – herabgesetzt werden. Und das nicht nur in den Abschiebelagern, sondern auch für so gut wie alle Geduldeten in den Gemeinschaftsunterkünften. Es ist für uns zutiefst verstörend, überhaupt betonen zu müssen, dass bloßes Überleben noch kein menschenwürdiges Leben ist. 

Eine Vorstellung davon, was mit den geplanten Gesetzesänderungen auf uns zukommt, geben die überfüllten Zeltlager und Turnhallen. Statt diesen menschenunwürdigen Zustand schnellstmöglich zu überwinden, wird er in einen Dauerzustand verwandelt, vor allem, aber nicht nur, für Flüchtlinge aus Westbalkanstaaten. Es soll Dauerzustand werden, dass Menschen in Massenlagern zusammengepfercht werden, ohne Privatsphäre, reduziert auf bloßes Überleben, gehindert an freier Bewegung, ohne Möglichkeiten, zu arbeiten oder die Sprache zu erlernen. 
„Fehlanreize beseitigen“ nennt die Koalition diese Maßnahmen in ihrer Begründung zum Gesetzentwurf und verhöhnt damit die tatsächlichen Fluchtgründe.

Wir sind uns mit bundesweiten Wohlfahrtsverbänden, Fachorganisationen, kirchlichen und Menschenrechtsorganisationen einig
: Dieser Entwurf darf so nicht verabschiedet werden!
Es ist in unseren Augen mit einem humanistisch gebildeten Gewissen nicht vereinbar, dieses Gesetz zu unterstützen. Stimmen Sie gegen den Gesetzentwurf! Nutzen Sie Ihren Gestaltungsspielraum innerhalb und außerhalb Ihrer Partei, damit Menschenrechte und das Engagement so vieler Ehrenamtlicher nicht mit Füßen getreten werden. 

Mit freundlichen Grüßen
�	 Hier eine Übersicht über Stellungnahmen von: Evangelische Kirche in Deutschland und Deutsche Bischofskonferenz, DGB, AWO, Bundesverband Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge, Paritätischer Gesamtverband, Amnesty International, Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen e.V., Neue Richtervereinigung, Caritas Deutschland, Diakonie Deutschland, Rat für Migration und ProAsyl:


	http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/asylrechtsverschaerfung_scharfer_widerspruch_aus_der_zivilgesellschaft/





